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T A G E S O R D N U N G: 

 
A) ÖFFENTLICHER TEIL 
 
 1   Erlass der Haushaltssatzung des Haushaltsplanes der Gemeinde Rottendorf für das Haushaltsjahr 

2017 
Vorlage: FV/007/2017 

  
 2   Änderung der Satzung über Stellplätze für Kraftfahrzeuge in der Gemeinde Rottendorf 

Beschluss über die Änderungssatzung 
Vorlage: BV/012/2017 

  
 3   Bundeswettbewerb Klimaschutz im Radverkehr 

Sachstandsbericht und Beschlussfassung über eine Kooperationsvereinbarung 
Vorlage: BV/014/2017 

  
 4   Sonstiges 
  
 4.1   Informationen für den Gemeinderat 
  
 4.2   Fragen aus dem Gemeinderat 
  
 4.3   Fragen aus der Bürgerschaft 
  
 
 
Der Vorsitzende begrüßt die Damen und Herren des Gemeinderates sowie die erschienenen Zuhörerinnen 
und Zuhörer. Er stellt fest, dass zur Sitzung ordnungsgemäß, d. h. form- und fristgerecht geladen wurde 
und der Gemeinderat beschlussfähig ist. Neben Herrn Ammon von der MainPost begrüßt der Vorsitzende 
auch alle erschienen Zuhörer sehr herzlich.   
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1 Erlass der Haushaltssatzung des Haushaltsplanes der Gemeinde Rottendorf für 

das Haushaltsjahr 2017 
Vorlage: FV/007/2017 

 
Sachverhalt:  
 
In mehreren Sitzungen des Ausschusses Hauptverwaltung und Finanzen wurde der Haushalt 2017 intensiv 
vorberaten. Der Haushaltsplan unterteilt sich in den Gesamtplan, die Einzelpläne des Verwaltungs- und 
des Vermögenshaushaltes, den Stellenplan für die Beamten und Beschäftigten, sowie den Finanz- und 
Investitionsplan. 
 
Der Gesamtplan schließt in den Einnahmen und Ausgaben mit 27.090.000 Euro ab. 
 
Der Verwaltungshaushalt schließt in den Einnahmen und Ausgaben mit 17.464.000 Euro und der Vermö-
genshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 9.626.000 Euro ab. 
 
Das Volumen des Gesamthaushalts liegt damit um ca. 9.546.000 Euro = 26,74 v.H. unter dem Gesamt-
volumen des Haushaltes 2016. Der Verwaltungshaushalt erhöht sich um 799.000 Euro = 4,79 v. H. Die 
Einnahmen und Ausgaben des Vermögenshaushaltes sinken um 10.345.000 Euro = 51,80 v. H. gegen-
über dem Vorjahr. 
 
Die Einnahmen des Verwaltungshaushaltes setzen sich wie folgt zusammen:  
 
Gewerbesteuer 8.500.000,00 € 
 
Anteil an der Umsatzsteuer 
als Ersatz für Gewerbekapitalsteuer   750.000,00 € 
 
Anteil Lohn- und Einkommensteuer 3.332.500,00 € 
 
Benutzungs- und Verwaltungsgebühren 1.778.500,00 € 
 
Grundsteuer A + B    613.500,00 € 
 
Sonstige Einnahmen, Zuschüsse, Erstattungen 
Innere Verrechnungen, Abschreibungen usw. 2.489.500,00 € 
 
 
 
Die Ausgaben des Verwaltungshaushaltes gliedern sich wie folgt: 
 
Kreisumlage 5.400.000,00 € 
 
Personalkosten 2.302.300,00 € 
 
Gewerbesteuerumlage 1.833.000,00 € 
 
Sachlicher Verwaltungs- und Betriebsaufwand 3.594.400,00 € 
 
Zuweisungen und Zuschüsse 1.840.100,00 € 
 
Zuführung zum Vermögenshaushalt 2.450.700,00 € 



Sitzung des Gemeinderates am 16.02.2017 Seite 5/11 

 
 
 
Den Schwerpunkt der Ausgaben im Vermögenshaushalt bilden folgende Maßnahmen: 
 
1. Energetische Sanierung EN-Halle (Restkosten)  250.000,00 € 
 
2. Erwerb von Grundstücken   2.000.000,00 € 
 
3. Erschließung Gewerbegebiet Reißbach  1.060.000,00 € 
 
4. Bau Park & Ride Parkplatz   450.000,00 € 
 
5. Erwerb von beweglichem Anlagevermögen   365.200,00 € 
 
6. Investitionszuschüsse   267.800,00 € 
 
7. Baukosten Ärztehaus (Restkosten)  200.000,00 € 
 
8. Sanierung Bahnhofsgebäude  1.000.000,00 € 
 
 
 
Folgende Einnahmen sind im Vermögenshaushalt vorgesehen: 
 
1.Entnahme Rücklage  5.950.800,00 € 
 
2. Zuführung vom Verwaltungshaushalt  2.450.700,00 € 
 
3. Verkauf von Grundstücken  700.000,00 € 
 
4. Investitionszuschüsse  360.500,00 € 
 
5. Erschließung, Kanal- Wasserbeitrag    160.000,00 € 
 
Der 1. Bürgermeister Roland Schmitt stellt den dritten Haushalt der Legislaturperiode vor. Er informiert die 
Gemeinderäte über die wichtigsten Zahlen des Haushaltes und darüber, dass das Gesamtvolumen des 
Haushaltes 2017 um 9.546.000 €, also um 26,74 v. H. niedriger ist als das Gesamtvolumen des Vorjah-
res. 
 
Die Gewerbesteuereinnahmen im Jahr 2017 werden auf 8,5 Mio. € veranschlagt. Dies ist eine stolze 
Summe, die quasi die Hälfte der Einnahmen des Verwaltungshaushaltes darstellt. Das zweite große 
Standbein der Gemeinde ist die Einkommenssteuerbeteiligung, welche eine der konstantesten Steuerein-
nahmen ist. Diese stieg die letzten Jahre kontinuierlich an und wird für 2017 mit 3,33 Mio. € veranschlagt. 
 
 
Die enorm hohen Einnahmen führen aber auch zu sehr hohen Ausgaben, d.h. Umlagen. Konkret bedeutet 
dies eine Kreisumlage von 5,4 Mio. €, obwohl diese voraussichtlich von 41,5 v. H. auf  
40,0 v. H. gesenkt wird. Somit ist die Kreisumlage natürlich auch 2017 mit ca. 31 v.H.  der größte Einzel-
ausgabeposten im Verwaltungshaushalt. 
 
Trotz der enormen Ausgaben an den Landkreis ist es jedoch dennoch möglich, dem Vermögenshaushalt 
fast 2,5 Mio. € zuzuführen. 
 
Im Vermögenshaushalt 2017 werden einige Großprojekte abgeschlossen, wie die energetische Sanierung 
des Altbaus unserer Grundschule, die Sanierung der EN-Halle, der Neubau des Ärztehauses sowie die 
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Umgestaltung der Schulpausenhöfe oder der barrierefreie Umbau von drei Bushaltestellen. 
 
Aber auch neue Projekte werden begonnen, so wird die Erschließung des Gewerbegebiets Reißbach und 
des Baugebiets Am Sand West vorangetrieben. Auch der Bau des P & R Platzes soll realisiert werden und 
die Maßnahmen zum Umbau des Bahnhofsgebäudes sollen weitergeführt werden. 
 
Diese Maßnahmen sind möglich, ohne die Steuersätze bei Grund- und Gewerbesteuer zu erhöhen. Auch 
eine Kreditaufnahme ist nicht erforderlich. Grundsätzlich stellt er fest, dass die Gemeinde finanziell gut 
aufgestellt ist, aber dennoch auch künftig maßvoll und stets unter der Berücksichtigung der jeweiligen Fi-
nanzsituation mit den vorhandenen Mitteln umgehen solle. 
 
Er bedankt sich für die gute Zusammenarbeit zwischen dem Ausschuss und der Verwaltung, dem Kämme-
rer Stefan Ripperger sowie seiner Stellvertreterin, Frau Lena Fiedler, für die Erstellung des Haushalts. 
 
Im Anschluss erläutert der Kämmerer die wichtigsten Zahlen des Haushaltes und die geplanten Maßnah-
men im Haushaltsjahr 2017 im Verhältnis zum Vorjahr. 
 
Der Vorsitzende der CSU-Fraktion, Herr Robert Geulich, bedankt sich bei Bürgermeister Schmitt für dessen 
Vortrag zum Haushalt und dem Personal der Kämmerei für die umfassende Darstellung des Vorberichts. 
 
Er sieht den aktuellen und geplanten Schuldenstand von 0 € als sehr erfreulich an und hat keine Bedenken 
bei den geplanten Investitionen von 9,6 Mio. €. Finanziell stelle diese kein Problem dar, die zeitliche Ab-
wicklung der Maßnahmen dürfte allerdings schwierig werden. Er sieht es daher auch für nötig an, die 
Stellenbeschreibung für das Rathaus zu erstellen, damit Aufgaben und Befugnisse konkret zugeordnet 
werden. 
 
Die Ausgaben für die Erschließung des Gewerbegebiets Reißbach und des Grunderwerbs für das Bauge-
biet Am Sand sind durch die Einnahmen der Gewerbesteuer und der Einkommenssteuerbeteiligung sicher-
gestellt. Es wird von daher an der soliden Finanzplanung festgehalten. Er verweist darauf, dass die kom-
munalen Gebäude auch künftig noch Kosten verursachen werden und ein hoher Verwaltungsaufwand 
damit verbunden ist. Künftig soll auch wieder Wohnraum für sozial schwächere geschaffen werden sowie 
die bestehende Infrastruktur ausgebaut werden. 
 
Er dankt der Verwaltung und dem Bürgermeister sowie allen Mitgliedern des Gemeinderats, die CSU 
stimmt dem Haushalt zu. 
 
Der Vorsitzende der BWG-Fraktion, Herr Klaus Friedrich, möchte ähnlich wie Till Eulenspiegel dem Ge-
meinderat und der Verwaltung mit seiner Haushaltsrede den Spiegel vorhalten. 
 
So wurde 2016 ein Vermögenshaushalt mit rekordverdächtigen Ausgaben von fast 20 Mio. € verab-
schiedet. Teile davon, wie die Sanierung der EN-Halle, Grundstücksankäufe und der Bau des Ärztehauses 
konnten auch realisiert werden, doch viele Maßnahmen wie die Sanierung des Bahnhofs, der Bau des P & 
R Platzes und die Erschließung des Gewerbegebiets Reißbach erfolgten noch nicht. 
 
Ähnlich wird es sich seiner Meinung nach mit dem Vermögenshaushalt 2017 in Höhe von 9,6 Mio. € 
verhalten. Der Kindergartenneubau sollte erst erfolgen, wenn mit der Erschließung des Baugebiets Sand 
begonnen wird. Dies wird wohl noch zwei Jahre dauern. Auch der Umbau des Bahnhofsgebäudes wird 
wohl erst im Frühjahr 2018 in Angriff genommen werden können. So sollte für die künftige Abwicklung der 
Maßnahmen eine Prioritätenliste erstellt werden. Am dringendsten sieht er hierbei die Erschließung Am 
Sand, Erschließung Reißbach, Bau P & R Platz, Erschließung Sauleite, sowie den Bahnhofsumbau. 
 
Sollte neben den großen Maßnahmen noch Kapazitäten vorhanden sein, so können kleinere Projekte wie 
die LED-Umrüstung der Straßenbeleuchtung, der barrierefreie Ausbau der Bushaltestellen usw. umgesetzt 
werden. 
 
Er bedankt sich bei den Mitgliedern des Finanzausschusses, bei Bürgermeister Schmitt sowie bei den Mit-
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arbeitern der Finanzverwaltung. Die BWG stimmt dem Haushalt zu. 
 
Der Vorsitzende der SPD-Fraktion, Herr Robert Hesselbach, verweist darauf, dass im Mai 2017 die Hälfte 
der Legislaturperiode erreicht ist, und das ähnlich wie beim Fußball die zweite Hälfte entscheidend ist. 
 
Die geplanten Maßnahmen für 2017 sind finanzierbar, sie sollten auch entsprechend zielführend umge-
setzt werden. Das Baugebiet Am Sand soll weitergeführt werden, die Erschließung sollte 2018 beginnen. 
Der Kindergartenneubau sollte ebenfalls vorangetrieben werden, hierzu sollten baldmöglichst Gespräche 
mit möglichen Trägern geführt werden. Auch die Erschließung des Gewerbegebiets Reißbach sollte zeit-
nah erfolgen. Den Bau der Soccerfields erachtet er als sehr gut für die Gemeinde. Die Weichen für den 
Umbau des Bahnhofs sieht er als gestellt an. 
 
Er erwartet von der Verwaltung die größten Anstrengungen bei der Umsetzung der Maßnahmen und be-
dankt sich bei allen Beteiligten. Die SPD stimmt dem Haushalt zu. 
 
Die stellvertretende Sprecherin vom Bündnis 90/ Die Grünen, Frau Anke Schneider, verweist darauf, dass 
die Gemeinde die letzten Jahre hohe Einnahmen erzielt hat, aber es auch wieder schwächere Jahre ge-
ben wird. Dafür sollte man entsprechend vorsorgen. Sie sieht die Investitionen in die Infrastruktur wie z.B. 
dem Bahnhofsumbau als sehr positiv. Auch sollte künftig weiterhin Wohnraum für sozial schwächere er-
stellt werden und der barrierefreie Ausbau fortgesetzt werden. Die Kreisumlage sollte man ebenfalls als 
Investition in die Region sehen. 
 
Sie bedankt sich bei den Beteiligten, dass Bündnis 90/ Die Grünen stimmt dem Haushalt zu. 
 
 
Beschluss:  
a)  
Aufgrund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt die Gemeinde Rottendorf folgende  
Haushaltssatzung: 
 
§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 17.464.000,00 Euro 
und 
im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 9.626.000,00 Euro ab. 
 
§2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 
§3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 
§4 
Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A) 260 v. H. 
             b) für die Grundstücke    (B) 275 v. H. 
2. Gewerbesteuer       320 v. H. 
 
§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan 
wird auf 1.000.000,00 Euro festgesetzt. 
 
§6 
Die Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2017 in Kraft. 
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b) 
Dem Finanzplan mit Investitionsprogramm (als jeweilige Anlage zum Haushaltsplan beigefügt) wird zuge-
stimmt. 
 
c)  
Dem Stellenplan (als Anlage dem Haushaltsplan beigefügt) wird zugestimmt. 
 
d) 
Den Budgetierungsplänen für die Sing- und Musikschule, der Volksschule sowie den einzelnen Budgets für 
den Bauhof wird zugestimmt. 
 
 
Abstimmungsergebnis:  a) bis d): Einstimmig 
 
 
2 Änderung der Satzung über Stellplätze für Kraftfahrzeuge in der Gemeinde Rot-

tendorf 
Beschluss über die Änderungssatzung 
Vorlage: BV/012/2017 

 
Sachverhalt:  
Der Bauausschuss hat den beiliegenden Satzungsentwurf mehrfach vorberaten und empfiehlt dem Ge-
meinderat die Stellplatzsatzung entsprechend des beiliegenden Entwurfes zu ändern. Der Satzungsentwurf 
wurde auch dem Bauamt des Landratsamtes zur Stellungnahme zugeleitet. In dieser Stellungnahme wur-
den redaktionelle Änderungen und eindeutigere Formulierungen vorgeschlagen. Diese werden dem Ge-
meinderat im Einzelnen erläutert. Bei der Erörterung der Satzungsregelungen wird im Zusammenhang mit 
den Gestaltungsvorschriften in § 6 Abs. 3 bemängelt, dass die Regelung für die Gestaltung für Stellplatz-
anlagen mit 6 zusammenhängenden Stellplätzen nicht mehr enthalten ist. In der Diskussion wird herausge-
arbeitet, dass für Mehrfamilienwohnhäuser bis zu 3 Wohnungen (nach der neuen Satzung sind hier 6 
Stellplätze erforderlich) keine besonderen Anforderungen an die Gestaltung gestellt werden. Für zusam-
menhängende Stellplatzanlagen mit 7 und mehr Stellplätzen sollen die bisherigen Vorschriften angewen-
det werden. In die Satzung ist daher aufzunehmen, dass zusammenhängende Stellplatzanlagen mit 7 und 
mehr Stellplätzen durch Bäume und Sträucher zu gliedern sind. Dabei ist nach spätestens 4 Stellplätzen 
ein mindestens 1,5 m breiter Bepflanzungsstreifen anzulegen und dauerhaft zu erhalten.  
 
Ein weiteres Thema der Erörterung ist die Höhe der Ablösebeträge für Stellplätze. Diese sollen sich an den 
tatsächlich anfallenden Kosten orientieren. Auf einen Stellplatz heruntergebrochen fallen beim geplanten 
P+R-Platz Kosten in Höhe von ca. 6.500,00 € an. Die Stellplatzsatzung setzt allerdings nur 5.000,00 € 
für private Nutzung und 7.500,00 € für gewerbliche Nutzung an. Bürgermeister Schmitt erklärt die hohen 
Herstellungskosten beim P+R-Platz mit dem wesentlich höheren Aufwand für Planung, Fahrgassen und 
Entwässerung, die bei der Anlegung eines einfachen Stellplatzes nicht anfallen. Nach eingehender Erörte-
rung kommt das Gremium zu dem Ergebnis, es bei den vorgeschlagenen Ablösebeträgen zu lassen. 
 
Nach Abschluss der Erörterung fasst der Gemeinderat folgenden Beschluss 
 
Beschluss:  
Dem vorgelegten Satzungsentwurf wird mit der Änderung der oben beschriebenen Gestaltungvorschrift 
zugestimmt. Die Verwaltung wird beauftragt die neue Stellplatzsatzung auszufertigen und öffentlich be-
kannt zu machen. 
 
 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig 
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3 Bundeswettbewerb Klimaschutz im Radverkehr 

Sachstandsbericht und Beschlussfassung über eine Kooperationsvereinbarung 
Vorlage: BV/014/2017 

 
Sachverhalt:  
Mit Schreiben vom 20. Dezember 2016 sind bei der Gemeinde Rottendorf die Zuwendungsbescheide für 
das Verbundprojekt NKI: Schaffung eines attraktiven interkommunalen Pedelec- und Radverkehrsnetzes in 
der Stadt Würzburg sowie den östlichen Umlandgemeinden Gebrunn, Randersacker, Rottendorf und  
Theilheim.  
 
Zur Abstimmung der weiteren Vorgehensweise für die Umsetzung der Maßnahmen fand am 24. Januar 
eine Sitzung der Lenkungsgruppe im Rathaus Gerbrunn statt. Folgende weitere Vorgehensweise wurde 
vereinbart: 
 
Maßnahmen: 
 
Im Rahmen des Förderverfahrens sind Maßnahmen im Bereich des Wegenetzes geplant. In Rottendorf 
sind dies der Ausbau des Schotterweges vom s.Oliver-Kreisel bis zur Brücke über die Bundesstraße 8, die 
Verbreiterung des Radweges im Kurvenbereich vor Unterquerung der Bahnbrücke im Bereich des Regen-
rückhaltebeckens III und die Beleuchtung des Radweges Richtung Würzburg bis zum „Gut Wöllried“. 
Diese Maßnahmen sind durch die Gemeinde Rottendorf eigenverantwortlich zu koordinieren und umzu-
setzen. Dazu gehört auch die Schaffung von Mobilstationen zur Schaffung der Pedelec-Ladeinfrastruktur. 
 
Daneben sollen folgende Maßnahmen als Bedingung für die Förderung zu erbringen: 
 
 Installation einer Projektleitung (Koordination, Organisation, Abwicklung und Förderung) 
 
 Wegweisung (gemeinschaftliche Vorbereitung, Vergabe und Ausführung eigenverantwortlich 
 
 Öffentlichkeitsarbeit (Presse, soziale Medien, Bürgerbeteiligung, Veranstaltungen 
 
 Monitoring (Messungen und Zählungen vor und nach Ausführung der Maßnahmen) 
 
 Ladeinfrastruktur (gemeinschaftliche Vorbereitung, Vergabe und Ausführung eigenverantwortlich) 

 
Nach Abzug der Förderung beträgt der Eigenanteil für die gemeinschaftlich durchzuführenden Maßnah-
men schätzungsweise 80.700,00 €. Der Eigenanteil der jeweiligen Kommune soll entsprechend dem bis-
herigen Schlüssel (50% Stadt Würzburg und jeweils 12,5 % für die Gemeinden Gerbrunn, Randersacker, 
Rottendorf und Theilheim) aufgeteilt werden, so dass für jede Gemeinde ein Eigenanteil in Höhe von 
10.089,00 € verbleibt. Der Landkreis könnte die Projektleitung in den Landkreisgemeinden mit weiteren 
20.000,00 € bezuschussen. Der Eigenanteil der beteiligten Gemeinden würde dann nur noch 5.089,00 
€ betragen. Der Entwurf einer entsprechenden Kostenteilungsvereinbarung liegt bei. 
 
Zur Abwicklung des Gesamtprojektes sollen eine begleitende „Lenkungsgruppe“ (politische Vertreter der 
Kommunen) und eine „Projektgruppe“ (Umsetzungsbegleitung/Arbeitsebene) eingerichtet werden.  
 
Folgender zeitlicher Ablauf ist vorgesehen: 
 
 Beschluss in den einzelnen Gemeinden mit Zustimmung zur gemeinsamen Vergabe von Leistungen zur 

Projektleitung, Öffentlichkeitsarbeit, Monitoring und zur Vorbereitung der Vergabe von Wegweisung 
und Ladeinfrastruktur bis 16.03.2017. 

 
 Einholung von Angeboten durch die Stadt Würzburg für die Projektleitung auf der Grundlage des ab-

gestimmten Leistungsverzeichnisses Anfang Februar. Frist zur Abgabe von Angeboten Anfang März. 



Sitzung des Gemeinderates am 16.02.2017 Seite 10/11 

 
 Zusammentreffen der Projektgruppe zur Wertung der Angebote und Entscheidung über das Planungs-

büro für die Projektleitung, Anfang März. Dieses Büro erbringt dann die gemeinsamen Leistungen. 
 
 Beschluss zur Vergabe der gemeinsamen Leitung im Hauptausschuss der Stadt Würzburg am 30.März 

2017 
 
 Parallel holen die Gemeinden für die Planungs- und Bauleistungen Angebote ein, bzw. vergeben Auf-

träge 
 

Zur weiteren Abwicklung des Verbundprojektes „Schaffung eines attraktiven interkommunalen Pedelec- 
und Radverkehrsnetzes in der Stadt Würzburg sowie den östlichen Umlandgemeinden Gerbrunn, Rander-
sacker, Rottendorf und Theilheim fasst der Gemeinderat Rottendorf folgenden  
 
 
Beschluss:  
Einer gemeinsamen Vergabe der Leistungen zur Projektleitung, Öffentlichkeitsarbeit, Monitoring und zur 
Vorbereitung der Vergabe für die Wegweisung und Ladeinfrastruktur durch die Stadt Würzburg, sowie 
dem Abschluss einer entsprechenden Kostenteilungsvereinbarung auf der Grundlage des vorgelegten 
Entwurfes wird zugestimmt. 
 
Als Vertreter der Gemeinde Rottendorf in der begleitenden „Lenkungsgruppe“ wird Herr 1. Bürgermeister 
Roland Schmitt als Vertreter Herr 2. Bürgermeister Klaus Hofstätter benannt. 
 
Als Vertreter der Gemeinde Rottendorf in der „Projektgruppe“ wird Herr Gerhard Zahn, als sein Vertreter 
Herr Markus Habersack benannt. 
 
Für die Planungsleistungen der eigenverantwortlich durchzuführenden Maßnahmen (Wegebau und Mo-
bilstation) sind Angebote von 3 Planungsbüros einzuholen. 
 
 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig 
 
 
4 Sonstiges 
 
4.1 Informationen für den Gemeinderat 
 
 Der Seniorenrat Herr Bernhard Riedmann ist am Dienstag, 14.02.2017 in Würzburg verstorben. Der 

katholische Trauergottesdienst mit anschließender Urnenbeisetzung findet am Dienstag dem 
07.03.2017 um 14.00 Uhr statt. Herr Bernhard Riedmann war erst noch zur konstituierenden Sitzung 
des neuen Seniorenrates am 31.01.2017 hier im Sitzungssaal, so Bürgermeister Schmitt.  
 

 Die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am Montag, 20.02.2017 entfällt, da der Haushalt 
bereits in der heutigen Sitzung verabschiedet werden kann.  
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4.2 Fragen aus dem Gemeinderat 
 
 Es wird angeregt den durch Rodungsarbeiten verschmutzten Radweg an der Staatsstraße nach Würz-

burg unterhalb des Baugebiets „Am Sand West“ mit der Kehrmaschine reinigen zu lassen. Bürgermeis-
ter Schmitt sagt dies sofort zu.  
 

 Es wird angeregt, die verblassten Verkehrsschilder in der Kitzinger und Würzburger Straße zu erneu-
ern. Bürgermeister Schmitt sagt auch hier eine zeitnahe Umsetzung durch den Bauhof zu.  

 
 
4.3 Fragen aus der Bürgerschaft 
 
 Zum Punkt Bundeswettbewerb Klimaschutz im Radverkehr wird angefragt, ob es für dieses Projekt 

einen Gesamtplan von der Stadt Würzburg und den beteiligten Gemeinden Gerbrunn, Randersacker, 
Rottendorf und Theilheim gibt. Die Verwaltung wird beauftragt, dies zu ermitteln und falls es diesen 
Gesamtplan gibt, diesen zu besorgen.  
 

 Die Fertigstellung dieses Radwegekonzeptes ist für März 2018 zur Landesgartenschau geplant.  
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende 

 
Roland Schmitt, 1. Bürgermeister 
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